> Verger’s 


M 1018. 
Montag, den 1. Mai. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
6 Portechaiſengaſſe Nr. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten 


aigerDampfboot 


Pro Quartal 1 Thlr. — Hiefige auch pro Monat 10 Sgr. 


1865. 
36ſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit⸗Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 
Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 
In Berlin: Retemeyer's Centr. Ztgs.- u. Annonc.⸗Büreau. 
In Leipzig: Illgen & Fort. H. Engler's Annonc.⸗Büreau. 
In Breslau: Louis Stangen's Annoncen⸗Büreau. 
In Hamburg, Frankf. a. M. u. Wien: Haaſenſtein & Vogler. 


Staats - Lotterie. 

Zip netlin, 29. April. Bei der heute fortgeſetzten 
Fler ung der 4. Klaſſe 131fter Königl. Klaſſen » Lotterie 
1 Ga Gewinn von 5000 Thirn. auf Nr. 39,717, 
ewinn von 2000 Thlrn: auf Nr. 79,342, 
2626 I Gewinne zu 1000 Thlrn. fislen auf Nr. 370. 

9. 2876. 3674. 3956. 5087. 7797. 8001. 8422. 
9813 10,301. 11,594. 13,039. 29,234. 29,397. 
482. 41,948. 43,681. 44,900. 46,615. 50,633. 53,311. 


Me ‚815. 62,435, 62.530. 69,005. 80,377. 85,153. 88,825 
nd 90,515. 
767 Gewinne zu 500 Thlrn. auf Nr. 4575. 6431. 

„7978. 9739. 12,280. 16,472, 16,932. 17,323. 
5. 19,594. 20,3 14. 21,459. 21,708. 22,637. 22,819. 
- 24767. 26,498. 27,444. 32 254. 32,322. 32,367. 
35,128. 35,545. 36 988. 37,868. 38,542. 38,914 
. 41,809. 42,561. 43,435. 46,011. 47,200. 51,087. 
. 54,094. 55,660. 55,966. 58 559 60,974. 62,144. 
64,376. 64,689. 65,707. 68,223. 70,941. 72,327. 
. 79,095. 80.035. 82,124. 83,807. 89,140. 92 138. 
. 93,443. 93,813 und 94,050. 

83 Gewinne zu 200 Tolrn. auf 
1609. 3163. 3911. 4546. 6731. 
12,456. 13,883. 14,145. 14 446. 
15,719. 15,951. 17,780. 17,780. 
19,901. 21,657. 22.259. 22.395. 
27,368. 29,399. 30,039. 30,286. 
85,766. 35,958. 38,081. 38.970. 
42.079. 42,745. 48181. 52 287. 
55,818. 56,430. 57,540. 59,116. 
61,158. 64,797. 65.061. 65726 
70,093. 70,324. 73,402. 75,851. 


81,720. 82,531. 84,462. 85,688 277. 90,685 
91,615. 92,500. 68.006 und 94104 „ 90 


Privatnachrichten zufolge f an 
von 5000 Thlrn. nach Bertin . Hauptz 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Flensburg, Sonnabend 29. April. 
Die hieſige „Nordd. Zeitung“ theilt eine Cirkular⸗ 
verfügung des Miniſterpräſidenten v. Bismarck an 
die Conſularagenten vom 18. d. Mts. mit, deren 
weſentlicher Inhalt beſagt: Da die Herzogthümer in 
8 Mitbeſitz Preußens gelangt find, fo haben fie 
uſpruch auf den Beiftand der preußiſchen Conſuln. 
Canſala den Plätzen, wo gleichzeitig öſterreichiſche 
Sal ſich befinden, bleibt den Bewohnern von 
N ewig-Holftein die Wahl. Wenden fie fih an 
in den chen Conſuln, ſo haben Letztere ſich ihrer 
A erſelben Weiſe anzunehmen, als wenn fie preußiſche 
aatsangehörige wären. Die ſchleswig⸗holſteinſchen 
Bela haben aber auch den Anſpruch auf den 
Öfterr ud der preußifchen Conſulate, wenn fie unter 
ftein eichiſcher oder der proviſoriſchen ſchleswig⸗hol⸗ 

ſchen Flagge (blau⸗roth-gelb) fahren. 

Wien, Sonnabend 29. April. 
Abgeordnetenhaus drückte auf den Antrag 
ſein Mitgefühl mit dem Schickſale des Prä⸗ 

enten Lincoln und feine Sympathie für die Union 
Erheben von den Sitzen aus. 
N In der heutigen Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
ade die Berathung über das Budget des Staats- 
naaſteriums beendet und daſſelbe im Weſentlichen 
S den Anträgen des Ausſchuſſes angenommen. 
all wurden namentlich 200,000 Gulden für den 
gi Meinen Dispoſitionsfonds bewilligt, während der 
> atsminiſter v. Schmerling ſchließlich dem Antra— 
fit Szabel's, den Poſten auf 400,000 Gulden zu 
gen, beigetreten wor. Vor dem Schluſſe der 
aun Son die . den in Berlin abgefchloffe- 
ollvertrag dem Hauſe zur verfaſſungsmäßigen 
Behandlung — 0 ene 
Bi — Wie die Wiener „Abendpoſt“ vernimmt, hat 
e öſterreichiſche Regierung, nachdem ſie von der 


Nr. 974. 1152. 
6734. 8426. 9575 
14,659. 15,319. 15,373. 
18,429. 19,395. 19,431. 
22,829. 22,896. 26,186; 
30,527. 30,585. 33,034. 
39,551. 40,407. 40,976. 
53,319. 53.978. 55,682. 
59,817. 60,088. 60,856. 
68,631. 69,500. 69,655. 
76,659, 78,619, 79,596 


Das 


Ermordung des Präſidenten Lincoln Kenntniß erhalten, 
ſofort dem amerikaniſchen Geſandten beim Wiener 
Hof ſowohl als auch durch die öſterreichiſche Geſandt— 
ſchaft in Washington ihre tiefe Theilnahme an dem 
unglücklichen Ereigniſſe und die Hoffnung ausgeſprochen, 
daß die verabſcheuungswürdige That weder auf die 
Herſtellung des inneren Friedens der vereinigten 
Staaten, noch auf die freundſchaftlichen Beziehungen 
zu den auswärtigen Mächten einen nachtheiligen 
Einfluß ausüben werde. 
Turin, Sonnabend 29. April. 

In der letzten Sitzung der Deputirtenkammer wurde 
die Reſolution, daß die Stadt Turin ſich um das 
Vaterland verdient gemacht habe, mit Acelamation 
angenommen. 

— Der Senat hat Artikel 1 des Rekrutirungs— 
Geſetzentwurfs abgelehnt, ſodaß die Zöglinge der Semi— 
narien auch ferner vom Militärdienſte befreit bleiben. 

Paris, Sonnabend 29. April. 
Der Kalſer Napoleon hat heute Morgen die Reiſe 
nach Algier angetreten. 

— Der „Moniteur“ meldet heute, daß der Prinz 
Murat nach Nizza gegangen iſt, um der ruſſiſchen 
Kaiſerfamilie die Beileidsbezeugungen des Kaiſers 
und der Kaiſerin der Franzoſen auszudrücken. 

— Nach dem „Moniteur“ iſt Saint Beuve zum 
Senator ernannt. — Der „Moniteur“ veröffentlicht 
ferner das Dekret, wodurch der Kaiſerin für die 


Dauer der Abweſenheit des Kaiſers der Titel Regen- 


tin beigelegt wird. 

— Meyerbeer's „Afrikanerin“ hat bei ihrer geſtrigen 
erſten Aufführung einen außerordentlichen Erfolg er- 
rungen. Die Begeiſterung des Publikums wuchs von 
Scene zu Scene. Nach Beendigung der Vorſtellung 
wurde der Vorhang noch einmal aufgezogen und man 
erblickte auf der Bühne die Büſte Meyerbeer's, um⸗ 
geben von den Schauſpielern, welche dieſelbe mit 
Lorbeerkränzen ſchmückten; das ganze Publikum erhob 
ſich. Der Kaiſer und die Kaiſerin wohnten der 
Vorſtellung bis zum Schluſſe bei. 

Lyon, Sonnabend 29. April. 

Der Kaiſer Napoleon iſt mit Enthuſiasmus empfangen 
und hat heute der Vorſtellung im Theater beigewohnt. 
Lyon, Sonntag 30. April. 

Der Kaiſer Napoleon begrüßte heute Vormittag 
10 Uhr den Kaiſer von Rußland und die kaiſerliche 
Familie bei deren Ankunft auf dem Bahnhofe. Der 
Kaiſer Napoleon hat um 11 Uhr Vormittags die 

Reiſe nach Marſeille fortgeſetzt. 

Brüſſel, Sonnabend 29. April. 
In dem Befinden des Königs iſt keine Aenderung 
eingetreten. Privatnachrichten von geſtern lauteten 
ſehr befriedigend. Dieſen Morgen war am Schloſſe 
kein Bulletin angeſchlagen. 

— Heutige Privatnachrichten über des Königs 
Befinden lauten ungünſtig. Die Nacht ſoll ſchlecht 
geweſen, der Dr. Jenner von London zurückberufen 
und außerdem der hieſige Profeſſor Deroubaix con⸗ 
ſultirt ſein. 

Brüſſel, Sonntag 30. April. 
Dem „Moniteur Belge“ zugolge haben der König 
und der Graf von Flandern durch ihre Adjutanten, 
ſowie der Miniſter Rogier und ſeine Kollegen dem 
Geſandten der Vereinigten Staaten, Mr. Sonford, 
ihr Bedauern und ihren Abſcheu wegen der Ermor— 
dung des Präſidenten Lincoln ausgedrückt. Der 
„Moniteur“ begleitet ferner mit Ausdrücken lebhafter 
Sympathie die in gleichem Sinne in geſtriger Sitzung 


der Deputirtenkammer von Lehardy de Haerne 
gehaltene Rede. 


Madrid, Sonnabend 29. April. 
Die in der geſtrigen Sitzung der Deputirtenkammer 
gemachte Propoſition einer Parlamentsunterſuchung 
über den Aufſtand wurde mit 154 gegen 104 
Stimmen verworfen. 1 i 


London, Sonnabend 29. April. 

Nach Berichten aus New-DYork vom 19. d. Mts. 
Mittags hatte Präſident Johnſon in feiner Antritts⸗ 
rede, in welcher er ſich über ſeine künftige Politik 
nicht ausgeſprochen, die Ueberzeugung ausgedrückt, 
daß die Verräther die vollſte Strafe erhalten werden. 

— Mobile iſt von den Unionstruppen beſetzt 
worden. Der General der Konföderirten, Johnſton, 
hat ſich zurückgezogen. Man glaubt, er werde ſich 
ergeben. Seward's Befinden hat ſich gebeſſert. 


Peters burg, Sonnabend 29. April. 

Das Preßgeſetz mit den bereits bekannten Beſtim— 
mungen iſt heute veröffentlicht worden. Ein Com— 
muniqué im „Journal de St. Petersbourg“ giebt 
warmen Sympalhien für Lincoln Ausdruck und ſpricht 
zugleich die Hoffnung aus, der Vicepräſident Johnſon 
werde durch maßvolles Auftreten ſich als ein wür— 
diger Nachfolger des Verſtorbenen zeigen. 


Landtag. 


Haus der Abgeordneten. 
42. Sitzung am 28. April. . 

Der Präſident Grabow leitet die Berathung des 
Berichts der 13. Comm über den Geſetzentwurf betreffend 
die Verpflichtung zum Kriegsdienſte, mit folgenden 
Worten ein: M. H. Wie ich ſchon in wiederholten 
Sitzungen der früheren Legislatur-Periode geſagt habe, 
halte ich auch dieſe Vorlage für eine der wichtigſten, die 
uns in dieſer Legislatur-Periode wieder vorgelegt find. 
Die Verpflichtung zum Kriegsdienſte m. H., iſt eine 
Vorlage geweſen, die den ganzen Verfaſſungs⸗Confliet 
zwiſchen uns und der Königl. Staatsregierung herbei⸗ 
geführt hat. Ich wünſche von meinem Standpunkte aus, 
daß es endlich moglich werde, nicht blos die Vorlage der 
K. Staatsregierung in einer ſolchen Weiſe durch gegen⸗ 
ſeitige Verſtändigung zur Erledigung zu bringen, daß 
zu gleicher Zeit der tiefe Schaden des preußiſchen Landes, 
die Verfaſſungsverhbältniſſe mit erledigt werden können, 
und wenn ich von dieſer Anſchauung ausgehe, ſo iſt es 
mein innigſter Wunſch, daß es möglich werde, ohne die 
Verfaſſung in irgend einer Weiſe zu fangiren, uns mit 
der K. St.⸗Reg. zu verſtändigen. Freilich, nach dem 
vorliegenden Bericht finde ich einen ſolchen Anhalt nicht 
vor. Möge denn die Berathung, in die wir eintreten, 
die wichtigſte, wie ich meine, der Königl. Staatsregierung 
und demnächſt dem Haufe der Abgeordneten die Veran- 
laſſung geben, endlich eine Verſtändigung über fie und 
über den ganzen Verfaſſungsconfliet herbeizuführen. 

Der Präſident bringt hierauf den von den Altlibe⸗ 
talen (Bonin und Gen.) eingebrachten Geſetzentwurf als 
Amendement zur Regierungsvorlage zur Unterſtützung, 
die in ausreichender Weiſe durch die Katholiken und 
einige Mitglieder des linken Centrums erfolgt. Die 
Feudalen bleiben ſitzen. (Den Antrag ſelbſt haben wir 
bereits geſtern mitgetheilt.) 

Für den Bericht der Commiſſion, der bekanntlich 
die Verwerfung der Regierungsvorlage beantragt, haben 
ſich als Redner eintragen laſſen die Abgeordneten Tweſten, 
Michaelis, Jung, v. Bockum -Dolffs, v. Kirchmann, 
Wachtel, Virchow, Jacoby, Schulze (Berlin), nachträglich 
auch Waldeck, der nach längerer Krankheit beute wieder 
in das Haus eingetreten iſt; dagegen: Stavenhagen, 
Hahn (Ratibor), v. Ernſthauſen, v. Bonin, Wagener 
(Neuſtettin), Graf Wartensleben, v. Vincke. ! 

Gegen den Bericht der Comm. nimmt zunächſt 
das Wort der Abg. v. Stavenhagen: M. 5 Ich 
glaube, daß die Sache bereits nach allen Richtungen hin 
erörtert iſt, „jo daß ſchon die vollſte Klarheit darüber 
berrfht. Der Grund, welcher mich noch bewegt, darüber 


zu ſprechen, iſt der, den Standpunkt, welchen ich ein» 
nehme, darzulegen und meine Abſtimmung zu motiviren. 
Ich erlaube mir auf die Worte hinzuweiſen, die der 
Abg. Tweſten am 24. Januar bei Gelegenheit der 
Adreßdebatte ausgeſprochen: „Ich bin weit entfernt 
davon, zu glauben, daß volle Eintracht zwiſchen Land 
und Krone hergeſtellt wird, auch wenn in der Militär- 
Angelegenheit ein Ausgleich herbeigeführt wird; es iſt 
dies unmöglich, ſo lange das gegenwärtige Miniſterium 
am Ruder iſt. Trotzdem aber muß der Verfaſſungs⸗ 
Conflict gelöſt werden, da es die materiellen und mo. 
raliſchen Intereſſen des Landes durchaus erfordern.“ 
Der Abg. Tweſten hat damals auf die auswärtigen 
Verhältniſſe hingewieſen, welche ein Einverſtändniß 
dringend verlangen, um das Anſehen Preußens dem 
Auslande gegenüber zu erhalten. Ich glaube auch 
behaupten zu können, daß der größte Theil der Mit⸗ 
glieder des Hauſes mit der Abſicht hierher gekommen iſt, 
ein ſolches Reſultat zu erreichen, und in der Hoffnung, 
es mit Zuthun der Staatsregierung auch erreichen zu 
können; ich meinerſeits habe mich wenigſtens ſtets darum 
bemüht. Wenn ich mich nun auch nicht der Hoffnung 
hingeben kann, daß durch die jetzige Verhandlung die 
Militairfrage vollſtändig gelöſt werden kann, ſo kann 
doch wenigſtens die Grundlage zu einer Einigung her ⸗ 
beigeführt werden, um darauf in den folgenden Seſſionen 
die Frage zum vollen Austrag zu bringen. Die Ver⸗ 
ſöhnung iſt ja auch von der Staatsregierung vielfach 
betont worden, ſchon die Thronrede macht Hoffnung auf 
ein Entgegenkommen der Regierung. In der erſten 
Zeit babe ſch auch wirklich darauf gewartet, ohne jedoch 
die Erwartung in Erfüllung gehen zu ſehen. Da kam 
nun endlich dieſe Geſetzvorlage, und ich muß geſtehen, 
daß ſie die letzte Hoffnung völlig niedergeſchlagen hat. 
Ich fand darin nichts weiter, als das Feſthalten an dem 
Standpunkte, den die Regierung von Anfang an ein- 
genommen hat. Ich ließ dennoch nicht die ganze Hoff- 
nung ſinken, indem ich auf das Ergebniß der Com- 
miſſtonsverhandlungen vertraute und immer noch ein 
Entgegenkommen der Regierung erwartete, um endlich 
die Worte der Verſöhnung zur That werden zu ſehen. 
Leider habe ich davon nichts geſehen und gehört. Ich 
frage deshalb nun: Was heißt denn der Satz, daß die 
Königliche Staatsregierung zur Verſöhnung geneigt iſt? 
Ich fordere die Mitglieder der Staatsregierung auf, 
Beweis dafür zu geben, daß dieſe Worte mehr ſind, als 
eine bloße Redensart. (Sehr gut.) Bis jetzt iſt es eine 
Phraſe geweſen, der jede thatſächliche Unterlage fehlt. 
(Bravo). Ich habe in der Commiſſion ein Amendement 
geitellt, wodurch ich eine Vereinbarung herbeizuführen 
hoffte, ein Amendement, welches die Friedensſtärke der 
Armee geſetzlich regeln ſollte. Ich frage nun: Was hat 
die Regierung zu dieſem Vorſchlage geſagt? Eigentlich 
ſo gut wie gar nichts. Der Kriegsminiſter hat eine 
eigenthümliche Theorie entwickelt. Er ſagt, die Staats⸗ 
regierung könne ihr letztes Wort nicht eher ſagen, als 
bis fie der Majorität verſichert fei. Die Majorität zeigt 
ſich aber doch erſt bei der Abſtimmung, wenn es 
zum Reden zu ſpät if. Die Staats» Regierung 
hatte aber nicht nur das höchſte Intereffe, ſondern auch 
den größten Beruf dazu, in dieſer Sache die Initiative 
zu ergreifen. Aber nachdem, was ich geſehen habe, 
waltet dieſer Wunſch nicht vor. Ich bin immer der 
Meinung geweſen, daß es die Pflicht der Regierung iſt, 
dadurch, daß ſie ſich beſtimmt ausſpricht, nicht das Er⸗ 
gebniß abzuwarten, ſondern auf das Ergebniß hinzu⸗ 
wirken. Ich glaube auch, daß wenn die Regierung zu 
Seinem Amendement eine andere Stellung eingenommen 
hätte, die Abſtimmung in der Commiſſſon vielleicht 
anders ausgefallen wäre. Die Commiſſion hätte ſich 
durch das Auftreten der Regierung allerdings nicht be— 
ſtimmen laſſen ſollen, ſondern, wenn ſie den Vorſchlag 
für gerechtfertigt hielt, ihn feſthalten und ſich trotzdem 
für das Amendement erklären müſſen. Ich muß nun 
freilich conſtatiren, daß eben aus dem Grunde, die 
Ausfiht auf Majorität oder wenigſtens auf eine an. 
ftändige Minorität (Heiterkeit) für mein Amendement 
vollſtändig geſchwunden iſt. Aus dieſem Grunde will 
ich es auch nicht weiter vertheidigen, obgleich ich der 
feſten Ueberzeugung bin, daß es beſſer wäre, wenn das 
Haus eine ſolche Beſtimmung annähme. M. H. Es 
unterliegt keinem Zweifel, daß die Staatsregierung feſt 
und mit aller Beſtimmtheit an dem Neorganifationd- 
entwurf feſthält, den ſie von Hauſe aus angenommen 
hat. Wenn der Herr Kriegsminiſter nun die Anſicht 
hat, daß an der Reorganiſation nicht gerüttelt werden 
darf, fo kann man dies doch nicht damit vereinigen, daß 
die Regierung von Entgegenkommen ſpricht. Es wäre 
beſſer, wenn fie offen und feſt ſagte: Wir können davon 
nicht abgehen, anſtatt mit leeren Worten herumzuwerfen. 
Ich erkläre mich aber auf das Beſtimmteſte gegen den 
Commiſſions⸗Antrag, indem ich es für einen großen 
Fehler halte, im jetzigen Augenblick bei der reinen Ne⸗ 
gative zu verharren. Seit ſechs Jahren hat das Haus 
in dieſer Sache kein poſitives Wort geſprochen; man 
mochte dies wohl im fünften Jahre noch für zuläſſig 
erachten, wie man es aber im ſechſten noch thun kann, 
iſt mir unerklärlich. Ich werde deshalb gegen den Com⸗ 
miſſtons⸗Antrag ſtimmen, eben fo wenig aber für die 
Regierungsvorlage, weil fie total unannehmbar iſt. Ich 
erkenne an, daß der Abg. Bonin in ſeinem Antrage von 
demſelben Grundgedanken, wie ich, ausging, und wenn 
er ſein Amendement etwas modificiren wollte, wäre es 


vielleicht annehmbar; in dieſer Form iſt aber Alles, was 


vorliegt, unannehmbar. 


Abg. Tweſten. Die Behauptung meines Vorred⸗ 
ners, daß die Verhältnſſſe in dieſem Jahre mehr, als 
früher dazu geeignet wären, das Haus zu veranlaſſen, 
aus der Negative herauszutreten, als man es 5 Jahre 
lang für angemeſſen und rathfam hielt, kann ich nicht 
begreifen. Wir haben uns mehr als zuviel bemüht, ein 
Verſtändniß herbeizuführen. Ich bin der Meinung ger 
weſen, daß, als im Jahre 1862 ein Wendepunkt kommen 
zu wollen ſchien, weſentlich ein poſitiver Standpunkt ein⸗ 


zunehmen ſei, damit ſich das Haus klar werde, was es 
bewilligen könne und was es verweigern müſſe. Im 
Jahre 1863 war die Maforität des Hauſes der Meinung, 
den Geſetzentwurf anzunehmen, wie er in der Commiſſion 
beſchloſſen worden war. Die weſentlichſte Modification 
war die geſetzliche Feſtſtellung der 2jährigen Dienſtzeit. 
Die Regierung erklärte damals, nicht darauf eingehen 
zu können, obgleich fie 1862 erklärt hatte, die jährige 
Dienſtzeit ſei principiell annehmbar, ſetze nur einige an⸗ 
dere Einrichtungen ꝛc. voraus. In dieſem Jahre nun 
hat ſich das Miniſterium entſchieden gegen die 2jährige 
Dienſtzeit ausgeſprochen. Das Amendement will nun 
der Regierung eine Brücke bauen; es will die jährige 
Dienſtzeit fallen laſſen und trotzdem ähnliche Reſultate 
für die finanzielle Erleichterung des Landes herbeiführen, 
dadurch, daß die Zahl des Friedenspräſenzſtandes feſtge⸗ 
ſetzt wird, welche die 2jährige Dienſtzeit im Weſentlichen 
herbeiführen wird. Der jetzige Etat des Kriegsmin. iſt 
über die früheren Forderungen weit hinausgegangen. 
Meine Herren! Ich glaubte allerdings, daß die Rückſich⸗ 
ten auf das Ausland, auf die Ordnung des Etats, ſowie 
auf die Blüthe des Landes die Ausſichten auf ein Ver⸗ 
ſtändniß vermehren müßte, ich glaubte auch, daß der 
letzte Krieg Veranlaſſung ſein würde, gewiſſe Punkte 
der Reorganiſation für gut zu halten. Wenn aber die 
feudale Partei behauptet, daß durch die Reorganiſation 
allein das hätte erreicht werden können, was im letzten 
Kriege geleiſtet worden, ſo lohnt es ſich wohl nicht, dieſer 
Behauptung gegenüber ein Wort zu verlieren. Ich bin 
überzeugt, mit Rückſicht auf die Erfahrungen der letzten 
Jahre, daß das Land den Frieden wünſcht. Dieſes ſchöne 
Ziel hätte auch durch die Annahme des Amendements 
erreicht werden können, welche auch wohl in Ausficht 
ſtand, ſobald ſich die Regierung darüber erklärt hätte, 
dies iſt aber nicht geſchehen. Wenn nun aber ein Vor- 
ſchlag gemacht wird und der Miniſter ſich nicht darüber 
erklärt, dann hört doch wohl die Verſtändigung auf. 
Die Miniſter haben ja aber ausdrücklich erklärt, daß eine 
Reduction des Heeres, die im Budget kenntlich wäre, 
unmöglich ſei, damit fällt natürlich jede Ausſicht auf 
Verſtändigung. 

Wir unſererſeits haben alles gethan, um eine Ver⸗ 
ſtändigung zu ermöglichen; wir ſind zurückgegangen mit 
dem Antrage des Abg. Stavenhagen auf das Anerbieten 
eines bloßen Präſenzſtandes der Armee, wenn die Re⸗ 
gierung Bedenken tragen follte, die zweijährige Dienſtzeit 
formell durchzuführen; die Regierung aber verweigert 
factiſch Alles. Sie erhöht das Kriegsbudget um 3 Mil⸗ 
lionen gegen 1863, ſie geht weiter von Jahr zu Jahr. 
Es iſt unwahr, wenn behauptet wird, wir wären der 
angreifende Theil. Wir wollen nur unfer Recht behaup⸗ 
ten, ohne welches die Verfaſſung keinen Sinn und keine 
Conſtitution irgend welche Bedeutung hat. Neue Ein⸗ 
richtungen werden in's Leben gerufen ohne Zuſtimmung 
der Landesvertretung, und es wird ſogar behauptet, die 
Regierung ſei berechtigt, ſolche Einrichtungen zu erhalten 
und Geld darauf zu verwenden. Das iſt der nackte Ab- 
ſolutismus; das Abgeordnetenhaus wird zur be rathenden 
Verſammlung berabgewürdigt. Die letzten Jahre haben 
allerdings gezeigt, daß wir nicht die Macht haben, dieſem 
Treiben Eintrag zu thun, aber acceptiren wollen wir 
in keinem Falle die Rolle, zu der die Regierung uns 
verfaſſungswidrig herabdrücken will. Wenn die Regie⸗ 
rung jo fortfährt, ehe fie eine Verſtändigung ſucht, jo 
wird die Spaltung nur noch größer und eine Ausgleichung 
ſchwerer, und großes Unheil kann daraus eniſtehen, wenn 
in gefährlichen und dringenden Augenblicken eine Ver⸗ 
ſtändigung geſucht wird. Die Miniſter haben ja ſelbſt 
ſchon zugeſtanden, daß der gegenwärtige Zuſtand nicht 
ganz mit der Verfaſſung übereinſtimmt; aber m. H., der 
Eid, der auf die a geleiſtet iſt, erſtreckt ſich nicht 
nur darauf, die Verfaſſung nicht zu brechen, ſondern in 
Uebereinſtimmung mit der Verfaſſung zu regieren. Recht 
und Verfaffung werden gebrochen, indem behauptet wird, 
es ſei nicht mehr eine Recht, ſondern eine Exiſtenzfrage. 
M. H, iſt wohl jemals ſchon gehört worden, daß die 
1 fagt: es kommt nicht mehr auf das Recht an, 
weil die Landesvertretung nicht Millionen von Thalern 
bewilligen will! Iſt jemals der Rechtsſtandpunkt und 
die Verfaſſung in dieſer Weiſe mit Füßen getreten wor⸗ 
den? Ich glaube, daß dieſes Verfahren nichts anderes 
iſt, als Rechtsverachtung und Willkür, und daß es, ſo 
lange es Wahrheit in der Geſchichte giebt, als ſolches 
gebrandmarkt werden wird, und nicht nur die Geſchichte 


allein wird ein ſolches Verfahren verurtheilen. (Lebhaf- 
tes Bravo.) 
Kriegs- und Marine-Minifter v. Roon: M. 9. 


Ich habe nicht die Abſicht, mich auf eine Polemik ein⸗ 
zulaſſen, zu welcher ich durch die Aeußerungen des Herrn 
Vorredners veranlaßt werden könnte. Ich beſchränke mich 
darauf, gegen die Deutung, die ich zum Theil wenigſtens 
als feindſelige und unberechtigte bezeichnen muß, zu pro⸗ 
teſtiren, fo wie gegen die daran geknüpften Anſchuldi⸗ 
gungen. Wenn man, wie ich, das ſechſte Jahr auf einer 
Breſche ſteht, ſo iſt es nicht leicht, ohne Bitterkeit den 
Kampf fortzuſetzen, deſſen man müde iſt und deſſen Hoff- 
nungsloſigkeit jedenfalls nicht zu ſeiner Fortſetzung er⸗ 
muthigt, beſonders nicht, wenn man, wie ich, ſehr häufig 
nicht mit ſachlichen, ſondern vielmehr mit politiſchen 
Parteimotiven bekämpft wird. Wenn ich alſo auch nicht 
eine politiſche Rede halten will, wozu ich nicht berufen 
bin, ſo muß ich doch Eins hervorheben, es giebt Parteien, 
welche auf die Fortſetzung des Conflictes ſpeculiren. 
(Widerſpruch, Zuſtimmung und Bewegung.) 

M. H. Das Factum kann nicht beſtritten werden. 
Extreme Parteien, die ihren Lebensgrund aus der Fort⸗ 
dauer des Confliktes ziehen, find nimmermehr die Par- 
teien der Regierung. Die Regierung hat Intereſſe, die 
Wunde zu heilen, nicht ſie offen zu halten. Die Macht⸗ 
ſtellung Preußens, ſeine politiſche Aetion wird allerdings 
durch die Fortdauer der leider feit fünf Jahren beitehen- 
den Zwiſtigkeiten nicht geſtählt, nicht gefördert. Die Re- 
gierung aber, welche eine kräftige politiſche Action für 


Confliktes nicht wünſchen. Das bemerke ich dem Herrn 
Abgeordneten Stavenhagen auf ſeine Behauptung 
Wunſch nach Verſöhnung ſei eine leere Phraſe. 6 
ich über die Sache ſpreche, fo darf mich die Hoffnungs 
loſigkeit, die Rückſicht auf das Land, auf die Pflicht mei⸗ 
nes Amtes nicht abhalten, das zu ſagen, was zu ſagen 
iſt, und dazu beſtimmt mich auch die doch nicht undenk ' 
bare Möglichkeit, daß meine Ausführungen, zur Aufklä⸗ 
rung des einen oder anderen Gegners beitragen können, 
ſelbſt wenn ſolche durch eiſerne Feſſeln der Parteidisciplin 
in Banden geſchlagen ſeien. (Lebhafter Widerſpruch.) 


Die Rückſicht auf politiſche Conſequenz darf wohl 
den rechten Mann nicht abhalten, Meinungen zu ändern, 
ſobald er ſich überzeugt hat, daß der Vorwurf politiſcher 
Inkonſequenz ſehr woblfeil iſt und im Widerſpruch ſteht 
mit den Pflichten, die jeder rechtſchaffene Mann in ſeiner 
Bruſt fühlen ſollte. Patriotiſche Erwägungen ſollten doch 
über kleinliche Erwägungen des Egoismus den Sieg da⸗ 
vontragen. Ich komme zu dem Berichte der Commiſſion. 
Das Verzeichniß der Hauptitreitpunfte iſt nach meiner 
Anſicht ganz richtig. Vorher aber will ich noch bemerken, 
daß, wenn der Wunſch nach Verſtändigung aufrichtig 
wäre, die Commiſſion nicht in dem Sinne zuſammen⸗ 
geſetzt worden wäre, wie fie es tbatiächli war; auch die 
Färbung des Berichts beweiſt die Richtigkeit meiner Aeu⸗ 
ßerung, den Auslaſſungen der Opponenten ift offenbar 
ein breiterer Spielraum gewährt als den Auslafiungen 
der Regierung. Die Präſenzzeit iſt der erſte und wie 
ich glaube der Hauptſtreitpunkt. 


Ich komme ſpäter auf die 3jährige Dienftzeit und 
beſchränke mich nur auf die Bemerkung, daß das fortan 
unbedingte, gleichmäßige Feſthalten an der zjährigen 
Dienſtzeit in dem Geſetzentwurf nicht ausgeſprochen iſt, 
daß alſo auch zu einer ſolchen ſchroffen Ausdrucksweiſe 
feine Veraulaſſung vorlag. Ausnahmen finden thatſäch⸗ 
lich ſtatt; ſo find gegenwärtig bei der Infanterie über 
11,000 Mann, die nur zwei Jahre dienen, in der ganzen 
Armee ca. 20 pCt. Die Regierung glaubt damit in der 
That bis an die Grenze der Möglichkeit gegangen zu ſein. 


In dem Bericht iſt von anderen Kriegsgeſetzen, als 
von denen des Jahres 1814 geredet, nach meinen Aus- 
laſſungen in den Commiſſionsſitzungen hätte es heißen 
müſſen: Vermeintliche Kriegsgeſeße. Daß die Landwehr 
erſten Aufgebols in gleicher Stärke mit dem ſtehenden 
Heere organiſirt ſein müſſe, iſt in meinen Augen eine 
Behauptung, welche auf eine Controverſe gegen mich 
hinausläuft, ohne bewieſen zu ſein. Ich will Nieman⸗ 
den verletzen, ſondern nur ſtrenge an die Wahrheit hal- 
ten, wenn ich ſage: Seitdem ein Beſchluß des Hauſes 
nicht ausgeführt werden konnte, ſeildem brennt der Con⸗ 
flitt nicht länger. Hinſichtlich des Präſenzſtandes, der 
Vermehrung der Cadres u. ſ. w. frage ich, welche Con⸗ 
ceſſionen die Regierung denn eigentlich machen ſollte. 
Sie kann überhaupt keine machen, ſo lange es ſich um 
ungerechtfertigte Parteizwecke handelt, das wäre einfach 
Pflichtverletzung; was geboten werden konnte, das hat 
man geboten. In dem Bericht iſt ironiſcher Weiſe ger 
fagt, die Regierung habe ihre Bereitwilligkeit zur Ver⸗ 
händigung an den Tag gelegt, daß fie an den Commiſ⸗ 
fionsfigungen Theil zu nehmen erklärt hat. Ein orjec⸗ 
tiver Bericht, der ſo gefärbt iſt, kann keinen Anſpruch 
auf Objectivität machen. Nicht durch die Theilnahme 
an den Commiſſionsſitzungen, ſondern dadurch, daß ſie 
nun ſchon zum vierten Male ſich entſchloſſen hat, einen 
Geſetzentwurf einzubringen, den fie für unnöthig hält, 
bat fie ihre Bereitwilligkeit bewieſen. Dieſes friedſame 
Entgegenkommen iſt nur eine Folge des Verfahrens der 
Regierung, welche immer wieder verſucht hat, ob es 
nicht möglich iſt, ſelbſt nach dem Entbrennen des Con- 
flictes, die Herren davon zu überzeugen, daß eine Aen- 
derung nicht möglich iſt. Neuerdings, nachdem die emi⸗ 
nenten Ereigniſſe des vergangenen Jahres, die Vortreff— 
lichkeit der Reorganiſation klar dargelegt haben, war die 
meiſte Ausſicht auf Verſtändigung vorhanden; das Land 
weiß, auf welcher Seite die Unverſöhnlichkeit iſt (Ja 
wohl), die Tendenzen, welche der Regierung feindſelig 
gegenüberſtehen, werden nicht von Allen getheilt. 


Wenn man immer von einer Verletzung der Rechte 
der Landwehr ſpricht, ſo kann davon nicht die Rede ſein, 
ſondern nur von einer Erleichterung ihrer Pflichten. 
Das will die Regierung, das will auch das Land, wie 
die zahlreichen Reclamationen beweiſen. Dieſe Reform 
hat auch mein Vorgänger v. Bonin angeſtrebt, gegen 
deſſen Autorität wohl Niemand etwas einwenden wird. 
Es iſt geſagt worden, unſere Armee ſei ein koſtbares 
Material, nun, die Landwehr beſteht aus noch koſtbarerem. 
Deshalb darf ihre Kriegstüchtigkrit niche vernachläſſigt 
werden. 

Ich muß dem Herrn Präſidenten ſagen, daß ich noch 
lange nicht fertig, (Heiterkeit) aber vollſtändig erſchöpft 
bin und bitte daher um eine Pauſe. 


Die Sitzung wird auf eine Viertelſtunde vertagt. 


Um halb 3 Uhr wird die Sitzung wieder aufge⸗ 
nommen. 

Kriegsminiſter v. Roon: Die Verſuche vom Jahre 
1852, um die hinfällig gewordene Inſtruction zu erſetzen, 
hatten nicht den gewünſchten Erfolg. Andere Vorſchläge 
vom Jahre 1859 führten ebenſo wie die damalige Mobile 
machung dahin, die Mängel des Inſtituts in eclatanter 
Weiſe aufzudecken. In einer Oenkſchrift meines Amts⸗ 
vorgängers, in welcher auch das Weſentliche der Reor⸗ 
ganiſatſon beantragt iſt, wird auch dieſer Gegenſtand 
verhandelt. Die Verhältniſſe des Jahres 1859 hatten 
überdies das Vertrauen auf ungeſtörte Friedens dauer 
nicht erweckt. Nach der Zwiſchenformatſon der fog- 
Landwehritamm-Bataillone reichte der damalige Kriegs- 
Miniſter im Einverftändniffe mit den übrigen Miniſtern 
dem Könige eine Denkſchrift ein zur Reorganiſation der 
Armee und es iſt noch heute meine feſte Ucbergeugunßr 
daß der General v. Bonin fi damit einen Dentite 


die Aufgabe Preußens hält, kann die Fortdauer des! in der Geſchichte der Armee und des Landes geſetzt hat. 


die T 


ne Denkſchrift enthielt im weſentlichen das, was 
x die Reorganiſation ausführte. 
Etbſch bare alſo mit Recht jagen können, daß ich feine 
Sr Daft angetreten habe. Dieſe Denkſchrift iſt auf 
ber ind der wiederholten Erfahrung über die nicht kriegs⸗ 
— de Landwehr abgefaßt, Erfahrungen von der Art, 
Aufn bei der Flüſſigkeit aller Verhältniſſe, bei dem 
— oren aller alten Allianzen, bei der Schwierigkeit der 
da Zraphiſchen Pofition von Preußen nothwendiger Weiſe 
— denken mußte, es ſprungfertiger, ftreitbarer, kampf⸗ 
— in Europa hinzuſtellen als auf Grund der alten 
it tfaſſung. Durch die von mir gemachten Mittheilungen 
die nun wohl die Herbeiführung der Reorganiſation und 
— anderweitige Stellung der Landwehr zur Feldarmee 
licechiſertigt. Ich bin vorzugsweiſe dedhalb jo ausführ- 
daz weil ich wünſche, daß dieſe Auseinanderſetzung in 
as Land kommt. 
1 * enn man geſagt hat, mit dem Lobe der Landwehr 
r man ihr nur ein ehrenvolles Begräbniß, ſo iſt 
Bat nicht wahr. Die Landwehr ſoll eine Stellung er- 
en, die ihrer würdig iſt und ihren ſtaatsbürgerlichen 
zulereſſen entſpricht. Die jüngeren Brüder ſollen zuerit 
101 Haut zu Markte fahren, bevor die, welche Steuern 
enen können, an die Reihe kommen. Die Landwehr 
lüchnindammengeſeßt werden aus wohlgeſchulten, militäriſch 
— "gen, ausgebildeten Soldaten, nicht aber aus Re» 
iſt en. Eine ſelbſtändige Hauptabtheilung der Armee 
Landwehr nie geweſen. 
geht Der Miniſter ſucht dies eingehend darzulegen und 
— dann weiter auf den Bericht der Commiſſion ein, 
Der er einige Unrichtigkeiten vorwirft. Derſelbe ſagt: 
* wahre Gedanke der Landwehr, im Frieden ein klei⸗ 
Fe Heer, im Kriege ein ſtärkeres Heer zu haben, fei 
ek 2 Nun wir haben auch nach der Reorganiſation 
leineres Heer und unſer Heer ſoll auch gar nicht jo 
init Der Kriegsminiſter, der jo wenig Staats- 
er wäre, um nicht die finanziellen Intereſſen des 
richtig! zu ſchonen, der iſt nicht an ſeinem Poſten (ſehr 
. — inte), Ein ſtärkeres Heer können wir jeden 
ugabiid haben. Unſere verſtärkte Armee und mit der 
wachſen br 1. Aufgebots find wir jedem Nachbar ge- 
93 ſen; aber erſt ſeit der Reorganiſation bin ich in der 
(Bach auszuſprechen: wir fürchten uns vor Niemand! 
1 rechts) und haben Urſache, ſtolz zu fein auf 
er Heer (Bravo rech!s). 
Beri, er Minifter führt darauf eine andere Stelle des 
ca ichts an, daß die Regierung an kein Soldatenheer 
wehr h. habe und daß man im Auslande von der Land— 
n keine rechte Vorſtellung habe; er geht darauf zu 
M vierten Streitpunkte, der Verlängerung der Dienit- 
sk von 5 auf 7 Jahre, über, welche vom Standpunkte 
* Reorganiſation den factiſchen Hauptzweck der Vor- 
debe bilde. Im Weſentlichen fällt dieſer Streitpunkt mit 
dem vorigen zuſammen, nämlich: ſoll die alte Landwehr 
5 ihrer bisherigen Verfaſſung erhalten werden, fo ver- 
. es ſich von ſelbſt, daß von einer Verlängerung in 
Be: Reſervepflicht nicht die Rede fein kann. Die Regie» 
ung bat nichts weiter gewollt, als die Verlängerung der 
Dienſdebflicht um 2 Jahre. Wenn man die dreijährige 
been und die zweijährige Reſervepflicht, die bisher 
W mit der zweijährigen Reſervezeit, die wir mehr 
A zuſammenzählt, jo kommen 7 Jahre heraus. 
* = Miniſter legt eingehend die Vorzüge der 7 jäh- 
A5 n Dienftzeit dar und daß nur mit der reorganiſirten 
mee der Krieg mit Dänemark in geſchehenex Weiſe zu 
führen geweſen ſei, weil eine freiere Dispoſition über 
an durch die Reorganifation ermöglicht ſei. 
, Ce wird die 7jährige Verpflichtung verlangt, aber 
nicht die 7jäbrige Fahnenzeit. Es wird ferner hervor— 
gehoben, daß die in $ 15 des Geſetzes vom 3. Sept. 1814 
gemachte Ausnahme mit deutlichen Worten auf die Zeit 
des wirklichen Krieges beschränkt ſei und ſich auf Mobil. 
machungen nicht beziehe. Warum aber ſollen dieſe Leute, 
die wir für den Fall des Krieges zur Dispoſition ſtellen 
Booten, nicht kriegsbereit geſtellt werden? Es ift ſehr zu 
kenden daß man damit einen Druck auf die Regierung 
ee will, um dadurch eine nach meiner Anſicht unzu⸗ 
del Conceſſion zu erzwingen. Der berechtigte Interpret 
5 Geſetzes von 1814 iſt der, der es erlaſſen hat, alſo 
ie Regierung. 
FR. ift viel davon geſprochen worden, daß die Be» 
igung der Geſetzlichkeit der 2jährigen Dienitzeit eine 
Lan onconceſſion fei. Wenn aber die Regierung dem 
Wehrpee vorſchlägt, die nöthigen Verbeſſerungen in der 
Conchifaſſung des Landes vorzunehmen, iſt das eine 
glei. Non? Haben Krone und Landtag hier nicht das 
wärs durrtotiſche Intereſſe? Der einzige berechtigte Grund 


aa — Koſtſpieligkeit; aber von Gegenconceſſionen 


werden. 


der Mer Minifter widerlegt darauf die Behauptung, daß 
aut demiſter von Bonin der 2jährigen Dienſtzeit wegen 
em Amte geſchieden ſei.) 
daß Auf den Schluß des Berichts übergebend, erklärt er, 
Forde Regierung gegenwärtig an dem Minimum ihrer 
den erungen angekommen zu ſein glaubt. In Bezug auf 
8 ‚Praftiichen Schluß des Berichts erwidere ich, die 
ie erung will die allgemeine Dienſtzeit auf 3 Jahre 
12 den, die Regierung will die Pflicht für den Krieg von 
Wir auf 7 Jahre vermindern. Die Regierung will die 
Heuofafıtigen Kräfte des Landes ſchonen, indem fie die 
Mey öahlenden Samilienväter von Leiſtungen zu befreien 
abe die die Einzeln-Intereſſen ſtören. Das iſt die 
hedeit; fo ſteht es. (Bravo! rechts. Ziſchen links.) 
min Nach dieſer mehr als dreiſtündigen Rede des Kriegs⸗ 
iners wird die Debatte geſchloſſen. 
derſsder Referent Abg. Kleiſt rechtfertigt ſich in einer 
orfelichen Bemerkung gegen die dem Berichte vorge ; 
5 ſenen Einſeitigkeiten und Unrichtigkeiten, worauf der 
in egeminiſter erklärt, daß er geirrt haben könne, aber 
gutem Glauben gehandelt habe. 
— Freiherr v. Hover beck wendet ſich gegen eine 
* erung des Kriegsminiſters, der eine Aeußerung, die 
daß der Commiſſion gebraucht, dabin verſtanden babe, 
die Regierung ihren Privatvortheil anſtrebe und dies 


an nicht ſprechen, wo Conceſſionen nicht verlangt 


als eine Verleumdung charakteriſirt habe. Wenn die 
Auffaſſung richtig geweſen wäre, was aber nicht der Fall 
ſei, ſo würde er bei dem Herrn Präſidenten einen Ord⸗ 
nungsruf für den Herrn Kriegsminiſter beantragt haben. 
Er wundere ſich übrigens über die Empfindlichkeit bei 
einem Miniſterium, welches ſeit 3 Jahren ohne einen 
Titel von Berechtigung das Geld des Landes verausgabt 
(Große Unruhe, lebhaftes Bravo! links, Ziſchen rechts.) 

Der Kriegsminiſter bezieht ſeine Aeußerung lediglich 
auf den Inhalt des Berichts und fährt fort: Den Aus⸗ 
fall gegen die politiſche Empfindlichkeit des Miniſteriums 
könnte ich dem Herrn Abgeordneten, wenn es bloß darauf 
ankäme Worte zu wechſeln, vollauf zurückgeben, indem 
er ohne eine ſolche Empfindlichkeit ſchwerlich zu einer 
ſolchen beſchuldigenden Imputation gelangt wäre. Ich 
muß mich vorläufig darauf beſchränken, dem Abgeord- 
neten, mit dem ich ſonſt keinen perſönlichen Austauſch 
zu haben pflege, darauf zu antworten, daß ich auf Aeuße⸗ 
rungen aus ſeinem Munde gar keinen Werth lege. 
(Große Unruhe.) 

Abg. Frhr. v. Hoverbeck: Ich ſehe die letzte Aeuße⸗ 
rung des Herrn Kriegsminiſters, die mich kränken ſollte, 
als eine Ehre für mich an. (Bravo, links.) 

Der Präſident kündigt die Interpellation des Abg. 
Hammacher in Eiſenbahn⸗Angelegenheiten an. a 

Schluß der Sitzung 4 Uhr 5 Min. 


Berlin, 29. April. 


— In der geſammten europäiſchen Preſſe giebt 
ſich die Theilnahme kund, welche die Ermordung des 
Präſidenten Lincoln hervorgerufen. Wie der „St.⸗ 
Anz.“ berichtet, hat auch Hr. v. Bismarck eine Note an 
den hier beglaubigten Geſandten der Vereinigten 
Staaten Nord -Amerika's, Hrn. Judd, gerichtet und 
demſelben darin die aufrichtige Theilnahme der könig— 
lichen Regierung an dem Verluſte ausgeſprochen, 
welchen die Vereinigten Staaten durch dies Verbrechen 
erlitten haben. 

— Die Adreſſe preußiſcher Abgeordneten an den Ge⸗ 
ſandten der Vereinigten Staaten, welche der Abg. Dr. 
Löwe (Calbe) heute annoneirt hat, lautet wortlich: 

„An Herrn Judd, 
Geſandter der Vereinigten Staaten von Nord-Amerika. 

Wir unterzeichneten Mitglieder des preußiſchen Ab» 
geordnetenhauſes bitten den Herrn Geſandten, den Aus- 
druck ſchmerzlichſter Theilnahme an dem ſchweren Verluſt 
entgegen zu nehmen, den Staat, wie Volk der Vereinigten 
Staaten durch den Tod Ihres Präſidenten Lincoln 
erlitten haben, aber auch zugleich den Ausdruck des tiefſten 
Abſcheues vor dem entſetzlichen Verbrechen, dem er zum 
Opfer gefallen iſt. Wir ſind um ſo tiefer erſchüttert von 
dieſem Unglück, als es in dem Augenblick eingetreten iſt, 
in dem wir uns der Kunde über den Triumph der Ver— 
einigten Staaten hingaben, und als der gleichzeitige 
Mordanfall auf den treuen Genoſſen des Präſidenten 
Lincoln, auf Herrn Seward, der ihm mit Staats- 
Klugheit und Entſchloſſenheit bei der Erfüllung der 
ſchweren Aufgabe unterſtützt hat, den entſetzlichen Zweck 
des Verbrechens verräth, durch den Tod dieſer Männer 
das Volk der Vereinigten Staaten der Früchte ſeines 
langen Kampfes und ſeiner opfermüthigen Hingebung 
sr in dem Augenblicke zu berauben, in welchem ihm 

er Triumph des Rechtes und der Geſetze den langent⸗ 
behrten Frieden zurückzuführen verſpricht. 2 
Herr Geſandter! Sie find unter uns lebender Zeuge 
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geweſen der herzlichen Theilnahme, welche das deutſche 
Volk dem Volke der Vereinigten Staaten während des 
langen und ſchweren Kampfes immer bewahrt hat; Sie 
wiſſen auch, daß es mit Freude und Stolz auf die 
Tauſende ſeiner Söhne geblickt hat, welche in dieſem 
Kampfe jo entſchloſſen auf der Seite des Rechts und 
Geſetzes ſich geſtellt haben. Sie haben auch geſehen, mit 
welcher Freude hier die Siege der Union begrüßt ſind, 
und wie zuverſichtlich hier immer der Glaube an den 
endlichen Sieg der guten Sache und die Wiederherſtellung 
der Union in alter Größe auch mitten im Unglück ge. 
weſen iſt. Dieſes große Werk der Wiederherſtellung der 
Union wird, fo hoffen wir zuverſichtlich, durch dieſes ent- 
ſetzliche Verbrechen nicht gebindert werden. Das Blut 
des großen und weiſen Führers in dieſem Kampfe wird 
die Union, für die er geſtorben iſt, nur noch mehr be— 
feſtigen, dafür birgt uns die unverbrüchliche Achtung vor 
dem Geſetze und die Liebe zur Freiheit, welche das Volk 
der Vereinigten Staaten ſelbſt mitten in dem politiſchen 
Kampf des großen Krieges gezeigt hat. 

Wir bitten Sie noch, Herr Geſandter, unſerem Ge— 
fühle ſchmerzlichſter Theilnahme und unſerem Sympathie 
ruf dem Volke und der Regierung für die Vereinigten 
Staaten bei demſelben den geeigneten Ausdruck geben 
und zugleich den Ausdruck unſerer ausgezeichneſten Hoch- 
achtung für Sie, Herr Geſandter, genehmigen zu wellen. 

Berlin, den 28. April 1865. 

Die Mitglieder des preußiſchen Abgeordnetenhauſes.“ 

— Die hier verweilenden Amerikaner und deren 
Freunde wollen für den ermordeten Präſidenten 
Lincoln ein ſolennes Todten amt veranſtalten. 
Wie uns mitgetheilt wird, ſind zu dieſem Zwecke 
bereits einige Kirchen ſtädtiſchen Patronats zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. Die Gedächtnißrede wird ein engli⸗ 
ſcher Geiſtlicher halten. 

— Die Depeſche des amerikaniſchen Kriegsminiſters 
Stanton, in welcher derſelbe dem Geſandten der 
Vereinigten Staaten in London die Ermordung 
des Präſidenten Lincoln anzeigt, lautet fol- 
gendermaßen. 

„Sir! Es ift meine traurige Pflicht Ihnen zu 
melden, daß geſtern Abend Se. Exc. Abr. Lincoln, Prä⸗ 
ſident der Vereinigten Staaten, ungefähr um 11 Uhr 


in ſeiner Privat⸗Loge in Ford's Theater in der Stadt 
erſchoſſen worden iſt. Etwa um 8 Uhr begleitete der 
Präfident feine Gemahlin ins Theater. Noch eine an- 
dere Dame und ein anderer Herr befanden ſich bei ihnen 
in der Loge. Ungefähr um ½11 uhr während einer 
Pauſe trat der Mörder in die Loge, deren Thür unbe⸗ 
wacht war, näherte ſich raſch von hinten dem Präſidenten 
und feuerte ein Piſtol auf feinen Kopf ab. Die Kugel 
drang in den Hinterkopf und ging beinahe ganz durch 
das Haupt. Der Meuchelmörder ſprang ſodann aus der 
Loge auf die Bühne, ſchwang mit dem Rufe: „Sie semper 
tyrannis!“ ein großes Meſſer oder einen Dolch und ent- 
wiſchte hinten aus dem Theater. Gleich nachdem der 
Schuß abgefeuert worden war, fiel der Präſident be⸗ 
wußilos zu Boden und blieb bis 7 Uhr heute früh, wo 
er ſeinen letzten Athemzug that, in dieſem Zuſtande. 
Ungefähr um dieſelbe Zeit, wo der Mord im Theater 
verübt ward, erſchien ein anderer Meuchelmörder an der 
Thür der Wohnung des Herrn Seward, erlangte Zur 
tritt unter dem Vorgeben, daß er eine von ſeinem Arzt 
verordnete Medicin zu überbringen und ihm zu über ⸗ 
geben habe, und eilte in das Zimmer im 3. Stocke, wo 
Herr Seward lag. Dort bemerkte er Hrn. Frederic 
Seward, verſetzte ihm einen Hieb über den Kopf, brachte 
ihm mehrere Wunden bei und zerſchmetterte deſſen Schä⸗ 
del an zwei Stellen. Die Wunden ſind, wie man 
fürchtet, tödtlih. Darauf ſtürzte er in das Zimmer, 
wo Herr Seward, der von ſeiner jungen Tochter und 
einem Krankenwärter gepflegt wurde, im Bette lag. 
Der Krankenwärter erhielt einen Stich durch die Lungen 
und wird vermuthlich ſterben. Der Mörder verſetzte 
hierauf Hrn. Seward mit einem Meſſer oder Dolche 
zwei Stiche in den Hals und zwei ins Geſicht und 
brachte ihm furchtbare Wunden bei. Um dieſe Zeit er⸗ 
reichten Major Seward, ältefter Sohn des Staats- 
ſeetetär zu Hülfe. Auch fie wurden in dem Kampfe 
verwundet und der Meuchelmörder entwiſchte. Keine 
Arterie oder wichtiges Blutgefäß ward durch eine der 
dem Staatsſecretär beigebrachten Wunden durchſchnitten; 
aber er war lange in Folge des Blutverluſtes ohne Be- 
ſinnung. Man hegt einige Hoffnung, daß ſein Leben 
gerettet werden könne. Gleich nach dem Tode des Prä- 
ſidenten ward der Vorfall dem Vice⸗Präſidenten Johnſon 
angezeigt, der ſich zufällig in der Stadt befand und auf 
den die Präſidentenwürde nun übergeht. Er wird heute 
ſein neues Amt antreten. Der Mörder des Präſidenten 
iſt entdeckt worden, und Beweise find an den Tag ger 
kommen, daß dieſe furchtbaren Verbrechen die Ausführung 
einer reiflich überlegten Verſchwörung waren, welche die 
Rebellen unter dem Vorwande angezettelt hatten, den 
Süden zu rächen und der Sache der Rebellen Vorſchub 
zu leiſten. Doch hofft man, der directen Thäter habhaft 
zu werden. Das durch dieſe Verbrechen verurſachte 
Gefühl iſt ſo ſtark, plötzlich und überwältigend, daß ich 
gegenwärtig nicht mehr thun kann, als Ihnen die That» 
ſachen mitzutheilen. Der Präſident hatte geſtern jo früh 
wie möglich einen Cabinetsrath einberufen, welchem 
General Grant beiwohnte. Er war heiterer und früh. 
licher, als ich ihn je zuvor geſehen hatte, freute ſich auf 
die nahe Ausſicht eines feſten und dauerhaften Friedens 
im Innern und mit dem Auslande, gab in auffallendem 
Grade das Wohlwollen und die Menſchlichkeit ſeines 
Weſens kund, ſowie den milden und zum Vergeben ge 
neigten Geiſt, der ihn ſo ſehr auszeichnete. Es war 
öffentlich angezeigt worden, daß er und General Grant 
im Theater erſcheinen würden, und die Gelegenheit, 
den General-Lieutenant der Zahl der zu ermordenden 
Opfer hinzuzufügen, wurde obne Zweifel zur Ausführung 
der Pläne benußt, welche offenbar ſeit einigen Wochen 
vorbereitet worden waren. General Grant jedoch war 
verhindert, zu erſcheinen, und entging ſo dem gegen ihn 
gerichteten Attentate. Ich brauche nichts über den Ein- 
fluß zu ſagen, welchen dieſe ſcheußliche Ermordung des 
Präſidenten möglicher Weiſe auf die Angelegenheiten 
unſeres Landes ausüben wird; nur fo viel will ich be⸗ 
merken, daß die Frevelthaten, zu welchen die Feinde des 
Landes ihre Zuflucht genommen haben, vorausſichtlich 
in keiner Weiſe die Vaterlandsliebe unſerer Landsleute 
ſchwächen oder die vollſtändige ſchließliche Niederwerfung 
der Rebellion verzögern werden. In tiefem Schmerze 
über die Ereigniſſe, welche Ihnen mitzutheilen meine 
Pflicht war, habe ich die Ehre u. ſ. w. 
Edwin M. Stanton.“ 


Ueber die Ermordung des Herrn Lincoln erfährt 
man noch folgende Details: Das Theater, in welchem 
die That verübt wurde, war gedrängt voll. Inmitten 
des dritten Aktes vernahm man einen Piſtolenſchuß, der 
Anfangs unbeachtet blieb, bis Lincolns Gemahlin laute 
Hülferufe ausſtieß. Alles drängte zur Loge; dieſe zeigte 
Blutſpuren, die abgefeuerte Piſtole lag am Boden. 
Der Präfident wurde in ein nahegelegenes Privathaus 
gebracht und Schildwachen davor geſtellt. Miniſter, 
Aerzte und Freunde umſtanden ſein Bett; Blut tröpfelte 
aus dem durchſchoſſenen Schläfenbein, der Athem war 
ſchwer und die Bewußtloſigkeit ununterbrochen. Außer 
der Piſtole ward der Hut des Mörders in der Loge und 
ein Sporn auf der Bühne gefunden. Beide Gegen⸗ 
ſtände wurden als Booth gehörend erkannt. Dieſer 
entfloh auf einem Pferde, mit dem Jemand vor dem 
Theater auf ihn wartete. Die Polizei telegrapbirte fo» 
fort nach allen Richtungen hin, Patrouillen durchzogen 
die Stadt und das Haus Johnſon's wird militäriſch be⸗ 
wacht. Seward's Ermordung erfolgte gleichzeitig; ſein 
Mörder iſt unbekannt. (Anderen Nachrichten zufolge 
iſt es Edwin Booth, der Bruder von Wilkes Booth). 
Ob eine weitverzweigte Verſchwörung ftatifand, iſt noch 
ungewiß. 

Ueber die Perſonalien dieſer Brüder Booth wird 
erzählt, daß der Vater ein geborner Engländer war, der 
ſich auf den Brettern in England und ſpäter in Amerika 
einen gewiſſen Ruf erworben hatte. Der Mörder Booth 
ſelber, der den Namen des berühmten engliſchen Dema- 
gogen John Wilkes führte, hatte ſich, gleich feinen beiden 
Brüdern, ebenfalls der theatraliſchen Laufbahn gewid- 
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met, und wurde in den Vereinigten Staaten, auf deren 
verſchiedenen Bühnen er als „Star“ glänzte, als einer 
der beſten tragiſchen Schauſpieler angeſehen. Namentlich 
war er durch fein Gaſtſpiel im Jahre 1859 zu Rich⸗ 
mond ſehr bekannt geworden, allein außerhalb der 
Bühne als ein unmoraliſcher und keineswegs ehrbarer 
Mann wenig geachtet. Booth iſt ein Mann von mitt⸗ 
lerer Geſtalt und charakteriſtiſch ausgeprägten Zügen, 
aus denen ein höchſt erregbares Temperament und eine 
ungemeine Energie ſpricht. — Die Familie des Mörders 
wohnt im Staate Maryland. 

Intereſſant ift, daß in einer vor etwa 4 Monaten 
erſchienenen Nummer des „Selma Dispatch“, eines 
Blattes im Staate Alabama, folgende Anzeige zu leſen war: 

„Eine Million Dollar werden verlangt, um bis 
um 1. März den Frieden zu erlangen. — Wenn die 

ürger der ſüdlichen Conföderation mir eine Million 
Dollars in baarem Gelde oder in gutem Papier liefern 
wollen, jo werde ich Abraham Lincoln, William H. Ser 
ward und Andrew Johnſon bis zum 1. März ermorden 
laſſen. Dies wird uns zum Frieden verhelfen und die 
Welt überzeugen, daß „Tyrannen in einem freien Lande 
nicht leben können.“ Wenn dies nicht ausgeführt wird, 
ſo wird nichts reelamirt werden, mit Ausnahme einer 
Summe von 50,000 Dollars, die vorausbezahlt werden 
muß und die nothwendig iſt, um die drei Schurken zu 
erſchlagen. Ich ſelbſt werde 1000 Dollars zu dieſem 
patriotiſchen Werke beiſteuern. Jeder, der ſich an die⸗ 
ſem pat ſotiſchen Werke betheiligen will, ſchreibe an das 
Fach X Cahaba, Alabama. December 1. 1864.“ 


Locales und Provinzielles. 
Danzig, den 1. Mai. 


++ Die von den Herren Heinrich Jürgan und 
Heinrich v. Othegraven am vorigen Sonnabend 
veranſtaltete dramatiſch⸗mufikaliſche Akademie war von 
einem ſehr eleganten Publicum beſucht. Sie wurde mit 
dem II. Act eines Trauerſpiels von Köſting „Columbus“ 
eröffnet. Die Herren Jürgan, v. Otbegraven, 
Schönleiter, Weber und Krieg reeitirten ihn. Es ſoll, 
wie man uns ſagt, dies Trauerſpiel in Süddeutſchland 
großes Aufſehen erregt haben. Aus dem einen Aet, den 
wir durch die Reeitation kennen gelernt, über das ganze 
Kunſtwerk ein Urtheil zu fällen, iſt uns allerdings nicht 
möglich. Nur ſo viel können wir ſagen, daß die Sprache 
edel und ſchwungvoll iſt, daß die Recitation die Tiefe 

des Gefühls und die Gemüthsinnigkeit vollkommen zur 
Geltung brachte. Die Schubert'ſchen Lieder, welche 
Herr Director Fiſcher vortrug, machten einen tiefen 
Eindruck auf unſer Gemüth. Die Vorträge des 
Frl. Hedwig Raabe waren durch alle — —— der 
reizendſten Naivität und eines überaus beluſtigenden, 
man könnte ſagen — faſt ſchelmiſchen Humors illuſtrirt. 
Die Deklamationen der Herren Jürgan und v. Othe— 
graven waren künſtleriſch ſchön. 

Fr Heute befanden ſich die Gebrüder Meſeck unter 
der Anklage des fahrläſſigen Banquerutts und 
des ſtrafbaren Eigennutzes vor den Schranken des Gri» 
minal-Gerichts, und wurde jeder von ihnen zu 6 Monaten 
Gefängniß, 1 Jahr Ehrenverluſt und zur Tragung der 
Koſten verurtheilt. 

—+ Der in dieſem Jahre fo ausnahmsweiſe freundliche 
April nahm geſtern mit ſeinem letzten Tage ſeinen ſonſt 
üblichen Abſchied durch Sturm- und Hagelwetter. Lange 
fuhr war Nachmittags durch den in großen Maſſen vom 
Exercierplatz herübergeführten Sand in förmliche Staub- 
wolken gehüllt, die ſonſt am Sonntag fo ſtark frequentirte 
Allee war menſchenleer. Der Genick Starrkrampf hat 
ſeit einigen Tagen in Langefuhr und Umgegend wieder 
mehr um ſich gegriffen und viele ältere Perſonen befallen. 
Neufahrwaſſer iſt durch den zum Einlaufen ſehr günſtigen 
Wind von Schiffen belebt und der Kanal von beiden 
Seiten angefüllt worden. 

$5 Am Sonnabend Nachmittag wurde in der Breite, 
aſſe ein ohne Aufſicht auf der Straße umherlaufendes 
Feines Kind übergefahren. 

85 Zwei vielfach beſtrafte Menſchen verſuchten am 
Sonnabend in eine bekannte Wohnung in der Fleiſcher⸗ 
gaſſe einzudringen. Als ihnen der Einlaß verweigert 
wurde, zertrümmerten dieſelben durch Steinwürfe die 
Fenſter der Wohnung. Es wurde polizeiliche Hilfe re» 
quirirt, welche die Unruhſtifter nach dem Gewahrſam 
abführten. 

88 Heute früh iſt vor der Thüre eines Hauſes in der 
Langgaſſe eine neugeborene Kindesleiche gefunden worden. 

9 Dem Rentmeiſter Steltner in Tiegenhof iſt 
der Charakter als Domainen-Rath verliehen. 

In Marienburg wurde am 24. d. Mis. der 
neue Gymnaſial-Director Dr. Strehlte durch den 
Provinzial» Schulratb Dr. Schrader, in Gegenwart 
der ſtädtiſchen Behörden, des Lehrer- Collegiums, vieler 
Schulfreunde und der Schüler des Gymnaſtums, in das 
Amt eingeführt. 


Stadt: Theater. 


Die am vorigen Freitag ſtattgehabte Benefiz-Vor- 
ſtellung für Frl. Hedwig Raabe war überaus zahl. 
reich beſucht und in That und Wahrheit ein rechter 
Ehrenabend für die gefeierte Künſtlerin. Ihre Leiſtung 
in der Rolle des „Parifer Taugenichts“ rlef wieder einen 
nicht enden wollenden Enthuſiasmus hervor. — Daß 
an Huldigungen aller Art, welche der Gefeierten darge 
bracht wurden, kein Mangel war, braucht nicht erſt ge- 
ſagt zu werden. — Geſtern kam Albini's reizendes 
Luſtſpiel: „Kunſt und Natur“ mit Frl. Hedwig Raabe 
in der Rolle der Polirena zur Aufführung. Die Wahr. 
heit der Kunſt und Natur, welche Fri. Hedwig Raabe 
auch in dieſer Leiſtung mit Geiſt und Leben offenbarte, 
fand gleichfalls ſtürmiſchen Beifall. Die anderen ein- 
ſchlagenden Rollen wurden von Herrn Zürgan (Graf 
Born), Herrn Freytag (Agamemnon Pünktlich) und 
Herrn Ham pl (Huſar Moritz Fliodor), wie von den 
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Nan, der ſich dadurch bemerklich gemacht, daß er etwas 


Damen Frl. Lüdt (Aurora) und Frau Woiſch (Gräfin 
von Lilienfeld) ſehr wacker gegeben. Das Zuſammenſpiel 
hätte, wir können es nicht verhehlen, etwas exacter ſein 


können. 


Gerichts zeitung. 
Schwurgerichts⸗Sitzung am 29. April. 


Präfident: Hr. Stadt. u. Kreis⸗Ger.-Rath Hahn; 
die Staatsanwaltſchaft iſt vertreten durch Hrn. Aſſeſſor 
Mohrenberg; Vertheidiger: Hr. Juſtiz⸗Rath Völtz 


und Herr Rechtsanwalt Lindner. 


Auf der Anklagebank a) wegen Meineids — der 


Schmiedemeiſter Matthias Wolff aus Biſch⸗ 
walde bei Löbau, 44 Jahre, kath. Rel., bisher noch 
nicht beſtraft, und deſſen Schweiter die verehelichte 
Arbeiterfrau Anna Gollatſchek, 37 Jahre, 
katbol. Rel., bisher noch nicht beſtraft, b) wegen 
Verleitung zu dieſem Verbrechen — der frühere 
Pächter u. Winkelſchreiber Joh. Michael Andreas 
Kiewert, 56 Jahre alt, kath. Rel., gegenwärtig 

im Zuchthauſe zu Graudenz. 

Der Letztgenannte der drei Angeklagten Kiewert, 
befand ſich bereits wegen Meineids in Gemeinſchaft mit 
dem Zimmermann Lemke, der in Ober-Prangenau wohn- 
haft war, in der vorigen Schwurgerichts-Periode auf der 
Anklagebank. Lemke hatte nämlich behauptet, dem Hof⸗ 
befiper Röſchke zu Jetau hier im Juni 1862 auf dem 
Heumarkt vor dem Gaſthof zum Stern die Summe von 
17 Thlrn. geliehen zu haben. Röſchke hatte dies ges 
läugnet und deßhalb ſich nicht zur Zahlung der genann⸗ 
ten Summe an Lemke bereit erklären wollen, weßhalb 
er von dieſem beim Gericht verklagt und auch, da Lemke 
ſeine Behauptung beſchworen und Kiewert einen Eid 
dahin geleiſtet hatte, daß er geſehen, wie Lemke eines 
Tages hier auf dem Heumarkt im Juni 1862 dem Röſchke 
eine Summe Geldes geliehen, zur Zablung verurtheilt 
worden war. Darauf war durch Zeugen feſtgeſtellt worden, 
daß ſich Röſchke im Juni 1862 nicht zu Danzig befunden, 
wonach alſo, was er Lemke und Kiewert beſchworen, falſch 
ſein mußte. Sie ſind denn auch Beide vom Schwur⸗ 
gericht zur Zuchthausſtrafe verurtheilt worden. Zur 
Unterſtüßung ſeiner Ausſage hatte Kiewert, den früher 
zu Ziegelei Babenthal wohnbaften Schmiedemſtr. Matthias 
Wolff und deſſen Schweſter, die Arbeiterfrau Gollatſchek, 
welche eines Tages im Juni 1862 bei ihrer Anweſenheit 
in Danzig den Hofbefiger Röſchke aus Jetau hier auf dem 
Heumarkt geſehen haben ſollten, als Zeugen vorgeſchlagen. 
Dieſe Beiden haben denn auch am 30. April 1863 beim 
Kreis⸗Gericht zu Löbau beſchworen, daß fie den Röſchke 
eines Taſſes im Juni 1862 auf dem Heumarkt zu Danzig 
gefeben und daß ihnen Kiewert, mit welchem fie von 
Danzig nach Ziegelei Babenthal zurück gegangen, erzählt, 
Lemke habe dem Röſchke 17 Thlr. geliehen und er, Kiewert, 
ſei als Zeuge zugegen geweſen. Unter den obwaltenden 
Umſtänden waren ſie gleichfalls des Meineids beſchuldigt 
worden und wären ſchon in der vorigen Schwurgerichts⸗ 
Periode des hieſigen Stadt- und Kreisgerichts mit Lemke 
und Kiewert zuſammen auf die Anklagebank gekommen, 
wenn ihr Aufenthalt damals zu ermitteln geweſen. Nach⸗ 
dem dieſer ermittelt worden, befanden ſie ſich am vorigen 
Sonnabend unter der Auflage des Meineids auf der, 
ſelben. Kiewert war beſchuldigt, ſie zu dem genannten Eide 
verleitet zu haben und deßhalb aus dem Zuchthauſe zu 
Graudenz, wo er feine Strafe abbüßt, hieber transportirt 
worden, um nochmals vor Gericht geſtellt zu werden. 
Die Angeklagten Wolff und feine Schweſter läugneten 
beharrlich das ihnen zur Laſt gelegte Verbrechen. Sie 
ſeien, ſagten ſie übereinſtimmend, eines Tages im Juni 
1862 hier vor dem hohen Thore mit der Arbeiterfrau 
Lodowska zuſammen getroffen, welche auf einen an ihnen 
vorübergehenden Mann gezeigt und geſagt babe: da iſt 

auch der Hofbeſitzer Röſchke aus Jetau. Der 


gelahmt, ſei mit Kiewert und Lemke unter die auf dem 
Heumarkt ſtehenden Wagen gegangen und hier ver⸗ 
ſchwunden. — Sie hätten den lahmen Mann früher nicht 
gekannt, und nur von der Lodoweka, die als Mädchen 
früher in Jetau gedient, erfahren, daß er Röſchke heiße 
und ein Hofbeſitzer ſei. — Ob aber der ihnen von der 
Lodowska gezeigte Mann wirklich Röſchke geweſen, das 
hätten ſie nicht gewußt und wüßten es auch heute noch 
nicht. Die Lodowska, welche als Zeugin vernommen 
wurde, behauptete, mit der Gollatſchek und deren Bruder 
Wolff niemals im Juni 1862 auf dem Heumarkt zuſam⸗ 
men getroffen zu ſein. — Nur einmal im Jahre 1862, 
das ſei aber drei Tage vor Dominik geweſen, habe ſie 
die Gollatſchek bier auf dem Fiſchmarkt getroffen. Die 
Zeugin nahm ihre Ausſage auf den von ihr in derſelben 
Unterſuchungsſache früher geleiſteten Eid. Ihr Mann, 
der ſich gegenwärtig wegen ſchweren Diebſtahls hier in 
Unterſuchungshaft befindet und am nächſten Sonnabend 
vor die Geſchworenen kommt, wurde aus der Haft vor» 
geführt und gleichfalls als Zeuge vernommen; er bekun⸗ 
dete, daß ſeine Frau von Lemke und Kiewert aufgefordert 
worden ſei, vor Gericht zu beſchwören, eines Tages im 
Juni 1862 mit dem Schmiedemeiſter Wolff und deſſen 
Schweſter Gollatſchek auf dem Heumarkt in Danzig zur 
ſammen geweſen zu ſein, daß ſie aber dieſes Anſinnen 
auf ſeinen Rath und ſeine Weiſung entſchieden von fi) 
gewieſen, um nicht einen Meineid zu begehen. — Die 
Ausſagen anderer Zeugen, die vernommen wurden, hatten 
den Zweck, kund zu geben, daß ſich Röſchke im Juni 1862 
an keinem Tage auf dem Heumarkt bierfelbit befunden. 
— Das Berdict der Herren Geſchworenen lautete in Betreff 
des Wolff und der Gollatſchek auf Nichtſchuldig — wahr- 
ſcheinlich aus dem Grunde, weil ſie der Ausſage der 
Hauptzeugin, der Lodowska und der ihres Mannes, der 
ſelber ſchon aus früherer Zeit das Brandmahl des Ver⸗ 
brechens an der Stirn trägt und jetzt wieder unter der 
Anklage eines ſolchen ſteht, keinen vollen Glauben bei⸗ 
zumeſſen vermochten. — Unter dieſen Umſtänden mußte 
auch die in dieſem Falle gegen Klewert erhobene Anklage 
fallen. Denn ſelbſtverſtändlich iſt, daß wenn ein Ver⸗ 


brechen nicht als erwieſen angenommen wird, auch keine 
Verleitung zu demſelben beſtraft werden kann. Der hohe 
Gerichtshof ſprach die Angeklagten auf Grund des Verdiels 
der Herren Geſchworenen frei. 

[Eingeſandt.] 

Mehrere Verehrer der höheren Tanzkunſt machen 
das geehrte kunſtliebende Publikum Danzig's auf die 
außerordentlichen Leiſtungen aufmerkſam, welche in 
„Selonke's Etabliſſement“ von der 
jugendlichen, eben ſo anmuthigen und modeſten 
Tänzerin Fräul. Dora Weykopf in den 
graziöſeſten Stellungen und zephyrartigen Pas zur 
Aufführung kommen. Dieſe junge Dame ſtrahlt als 
glänzendes Geſtirn in der Mitte der außerdem noch 
engagirten tüchtigen Geſellſchaft. H. 

Mleteorologiſche Beobachtungen. 


— 


20 4 


334,85 5,5 NO., mäßig, meiſtens bew. 
30080 335,02 10 N., friſch, mit Schneebüen. 
120 335,29 0,4 NO. ſtürmiſch mit Schneeb- 
11680 338,83 2,2 Nördl. flau, bewölkt. 
12 339,10 4,6 do. do. do. 


Schiffs- Bapport aus Neufahrwaſſer. 
Angekommen am 29. April: 

2 Schiffe m. Stückgütern, 1 m. Dachpfannen, 1 m. 
Kohlen, 2 m. Heerin zen, 1 m. Kaffee u. 9 Schiffe m. Ball. 
Geſegelt: 3 Dampfer m. Getreide u. Gütern. 
Angekommen am 30. April: 

3 Schiffe m. Heeringen, 1 m. Stückgütern, 1 m. 
Eiſen, 8 mit Kohlen u. 7 Schiffe m. Ballaſt. 

Angekommen am 1. Mai: 

1 Schiff m. Gütern, 2 m. Heeringen, 1 m. Kohlen 
u. 6 Schiffe m. Ballaſt. : 

Für Nothhafen: 6 Schiffe m. Ballaſt, 4 von 
Stralſund, 1 v. Greifswald n. Stolpmünde u. 1 Schiff 
v. Rendsburg, n. Memel beftimmt. 

Geſegelt: 1 Schiff m. Getreide. 

Ankommend: 1 Schooner u. 1 Stoop. 

Wind: Nord. 


Courſe zu Danzig am 1. Mai. 
Brief Geld gem. 
e ee 0. S 


r 


Sambate 2 DE 0. m... a EINEN 
Amfterdam 2 Mt. . . 2. .2..... 4M3- — 
Weſehr Dt: BED 2 Te n 88 —— 
do. n 943 — — 
do. „ e 
Staats-Anleihe 44% 1022 — — 
do. M. ee eee A 1058 — — 


Börfen- Verkäufe zu Danzig am 1. Mai. 

Weizen, 600 Laſt, alt 131.3 2pfd. fl. 4675; 129pfd. 
fl. 460; friſch. 133 pfd. fl. 400, 405; 132pfd. fl. 440, 
455; 130pfd. fl. 4275, 4375; 127. 28pfd. fl. 400, 
420; 125. 26pfd. fl. 390; 124pfd. fl 390 pr. Säpfd. 

Roggen, 122. 23pfd. fl. 2424 pr. 81àpfd. 

Kleine Gerſte, 112pfd. fl. 213. 

Weiße Erbien fl. 335 pr. 90pfd, - 

Grüne Erbſen fl. 305 pr. 90ofd. 


Die Magdeburger Feuerver- 
sicherungs- Gesellschaft 
versichert zu billigen und iesten Prämien 
Gebäude, Mobilien and Waaren aller 

Art, sowohl in der Stadt als auf dem Lande. 
Der unterzeichnete, zur sofortigen 
Vollziehung der Policen ermächtigte 
Haupt-Agent, sowie der Special-Agent 
Herr E. A. Kleefeldt, Brodbänken- 
gasse No 41., Herr Herm. Gronau, 
Altstädtischen Graben No. 69 und Herr 


M. Löwenstein, Langgasse No. 39., 
ertheilen bereitwilligst jede zu wünschende Auskunft 
und nehmen Versicherungs- Anträge gern entgegen. 
Carl HI. Zimmermann, 
Haupt- Agent, 
Hundegasse No. 46. 


— — 


Lotterie-Looſe, J, Ya, einige / u. ½ 4. Kl. 
noch ſehr billig bei M. Schereck, Berlin, N. Schön⸗ 
hauſerſtr. 15. Beſtell. per Telegr., per Poſtvorſch. 
oder gegen Einſendung des Betrags oder Theilzahlung. 
— . i—.—öä . — — — 


Von Beſtem rothrindigen 
Edamer Käſe, ſo wie Prima 
Speiſeöl in vorzüglicher Qualität, traf eben 
neue Zufuhr ein u. offerirt davon zu billigen is 

Bernhard Braune. 


Pettſchafte und Wäſcheſtempel 
mit Vor- und Zuname hält ſtets Lager 
J. L. Preuss, Portechaiſengaſſe 3. 


Ein großer Keller auf dem 3. Damm Nr. 17. 
iſt zu verpachten. 


Verantwortliche Medaction, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


